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Text 

Gebührenersatz 

§ 319. (1) Der vor dem Bundesverwaltungsgericht wenn auch nur teilweise obsiegende Antragsteller 
hat Anspruch auf Ersatz seiner gemäß § 318 entrichteten Gebühren durch den Auftraggeber. Der 
Antragsteller hat ferner Anspruch auf Ersatz seiner gemäß § 318 entrichteten Gebühren, wenn er während 
des anhängigen Verfahrens klaglos gestellt wird. 

(2) Ein Anspruch auf Ersatz der Gebühren für einen Antrag auf einstweilige Verfügung besteht nur 
dann, wenn 

 1. dem Nachprüfungsantrag (Hauptantrag) stattgegeben wird und 

 2. dem Antrag auf einstweilige Verfügung stattgegeben wurde oder der Antrag auf einstweilige 
Verfügung nur wegen einer Interessenabwägung abgewiesen wurde. 

(3) Über den Gebührenersatz hat das Bundesverwaltungsgericht spätestens drei Wochen ab jenem 
Zeitpunkt zu entscheiden, ab dem feststeht, dass ein Anspruch auf Gebührenersatz besteht. 

Anmerkung 

Fassung zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 128/2013 
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